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Deutschland ist aus seiner Behaglichkeit gerissen worden.
Die «Flüchtlingskrise» hat die Grundprobleme unserer
Gesellschaft sichtbar gemacht und gezeigt, dass das alte
Deutschland unwiderruflich vergangen ist.
Herfried und Marina Münkler betten die aktuelle
Situation – jenseits der Aufgeregtheiten der Tagespolitik –
in den historischen Zusammenhang ein und weisen darauf
hin, dass Wanderungs- und Fluchtbewegungen nicht die
Ausnahme, sondern die Regel sind. Deutschland hat sich
immer wieder  – mit neuen Menschen  – neu aufgestellt.
Das wird auch heute nicht ohne Brüche und Probleme
abgehen: Mächtige, oft divergierende Kräfte werden in
der deutschen Gesellschaft freigesetzt. Wie können sie
beherrscht werden, was muss man tun, damit wir ihnen
nicht wehrlos gegenüberstehen? Herfried und Marina
Münkler benennen die Risiken und Gefahren präzise und
realistisch; gleichzeitig zeigen sie aber auch die großen
Chancen auf, die sich uns bieten.
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Einleitung: Pascals Wette
Der Flüchtling sei ein «Bote des Unglücks», heißt es bei
Bertolt Brecht.1 Das ist er zweifellos, und zwar nicht nur
ein Bote seines eigenen Unglücks, sondern auch einer des
Unglücks seines Landes, seiner Landsleute und der ganzen
Region, aus der er geflohen ist. Denen, in deren Land er
meist unerwartet kommt, ruft er das relative Glück ihres
Lebens in Erinnerung: Was Frieden und Sicherheit, Ruhe
und Wohlstand wert sind, wird uns häufig erst durch sol-
che «Boten des Unglücks» wieder bewusst. Im Ankunfts-
land der Flüchtlinge löst das recht unterschiedliche Emp-
findungen und Reaktionen aus: Während die einen dankbar
dafür sind, wie gut es ihnen geht, und diese Dankbarkeit
in die Bereitschaft umwandeln, den Unglücklichen zu hel-
fen, fühlen sich andere durch die ungebetenen Gäste ge-
stört und hoffen, dass sie so schnell wie möglich wieder
verschwinden. Für noch einmal andere sind die Flüchtlinge
Eindringlinge, die man verjagen will, denen man gar Gewalt
androht; als Zeichen, dass diese Drohung ernst gemeint ist,
stecken sie die für sie vorgesehenen Unterkünfte in Brand.

So ist Deutschland seit dem Herbst 2015 zu einem ge-
spaltenen Land geworden: Auf der einen Seite viele – und
viel mehr, als man erwarten konnte – , die geholfen haben,
wo und so gut sie konnten, und auf der anderen Seite ei-
ne mit dem anhaltenden Zustrom von Flüchtlingen wach-
sende Gruppe, die einfach die Grenzen schließen will und
sich demonstrativ für unzuständig erklärt: Sollen, so ihre
Forderung, die Flüchtlinge die Botschaft ihres Unglücks
doch andernorts verkünden – hier wolle man sie nicht hö-
ren! Die gesellschaftliche Spaltung in der Flüchtlingsfrage
hat inzwischen zu dramatischen Umbrüchen in der politi-
schen Landschaft der Bundesrepublik Deutschland geführt;
die Folgen werden für lange Zeit spürbar sein. Deutschland
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wird aus dieser Herausforderung als ein anderes Land her-
vorgehen. – Es steht vor seiner Zukunft und ringt mit der
Frage, welche Zukunft es sein soll.

Wenn hier von den «neuen Deutschen» die Rede ist, so
sind damit keineswegs nur die Neuankömmlinge gemeint,
die sich irgendwie mit den Alteingesessenen arrangieren
werden. Sicher, es geht zunächst um sie und um die Fra-
ge, wie sie sich erfolgreich integrieren können – wobei er-
folgreich heißt, dass sowohl die Flüchtlinge als auch die be-
reits hier Lebenden davon profitieren. Doch es geht eben-
so um die deutsche Gesellschaft, die sich angesichts des
Umstands, dass sie sich seit längerem nicht mehr biolo-
gisch reproduziert, sondern auf Zuwanderung angewiesen
ist, wenn sie ihre Bevölkerungszahl halten will, neu defi-
nieren und eine veränderte Identität entwickeln muss. In-
sofern gehören auch die alten Deutschen zu den «neuen
Deutschen». In beiden Fällen ist die Frage offen, mit was
für «neuen Deutschen» wir es in Zukunft zu tun haben wer-
den: Bei den Neuankömmlingen geht es darum, ob sie sich
in Deutschland einleben, hier Arbeit finden und die deut-
schen Grundwerte als die ihren annehmen werden – oder
eben nicht, was hieße, dass sie sich in Parallelgesellschaf-
ten gegen die deutsche Mehrheitsgesellschaft abschotten
würden. Das hätte dann zur Folge, dass sie mit Argwohn be-
obachtet würden und sie wiederum eine noch größere Dis-
tanz zur Bevölkerungsmehrheit suchten. Und bei den Alt-
eingesessenen wird es darum gehen, ob sie die Flüchtlin-
ge eher als Chance oder als eine Last und Bedrohung se-
hen und welche Schlussfolgerungen sie aus ihrer jeweiligen
Sichtweise ziehen. Auf jeden Fall aber ist klar, dass sich die
Integration, wenn sie erfolgreich verlaufen soll, über Jahre
hinziehen wird und die mit ihr verbundenen Herausforde-
rungen nicht mit ein paar Verwaltungsmaßnahmen zu be-
wältigen sind.
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Die nachfolgenden Erkundungen sind von der Überzeu-
gung getragen, dass die Neuankömmlinge eine Chance für
unsere Gesellschaft darstellen; allerdings steht immer wie-
der die Beobachtung dagegen, dass die Migration kurzfris-
tig eine enorme Belastung ist: für die Verwaltungen der
Länder und Kommunen, die seit Monaten an der Grenze ih-
rer Belastbarkeit arbeiten; für den Staatshaushalt, aus dem
die zusätzlichen Aufwendungen – inzwischen ist von bis zu
200 Milliarden Euro die Rede – finanziert werden müssen,
die nötig sind, um die Menschen unterzubringen und zu ver-
sorgen, aber auch, um sie aus- und weiterzubilden. Diejeni-
gen, die im Herbst und Winter 2015 nach Deutschland ge-
kommen sind, waren nämlich nur in wenigen Fällen auf den
deutschen Arbeitsmarkt vorbereitet. Also muss zunächst in
ihre Befähigung investiert werden, und diese Investitionen,
die sich im Übrigen nicht auf die Arbeitsqualifikation be-
schränken können, wenn eine nachhaltige Integration in
die deutsche Gesellschaft stattfinden soll, werden sich über
einen gewissen Zeitraum hinziehen. Es wird in einigen Fäl-
len länger dauern, in anderen kürzer, und man muss davon
ausgehen, dass sie mitunter auch erfolglos bleiben, weil die
Voraussetzungen für eine Integration in den deutschen Ar-
beitsmarkt nachträglich nicht mehr herzustellen sind. Man
sollte in dieser Frage nicht übertrieben optimistisch sein,
sondern sich auch auf Enttäuschungen einstellen. Dennoch
gibt es keinen Grund zu vorauseilendem Pessimismus. Ein
solcher wäre nur gegeben, wenn man in den Neuankömm-
lingen ausschließlich eine Last und nicht die Spur einer
Chance sehen würde.

Dafür, dass es in jedem Fall vernünftiger ist, die Flücht-
linge als Chance und nicht als Last zu betrachten und dem-
entsprechend zu handeln, spricht ein einfaches Gedanken-
experiment, das in der Philosophiegeschichte als «Pascal-
sche Wette» bekannt geworden ist. Der französische Phi-
losoph und Mathematiker Blaise Pascal hat diese Wette
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anhand des Problems entwickelt, dass die Existenz Gottes
nicht zu beweisen ist: Wenn wir weder von der Existenz
noch von der Nichtexistenz Gottes mit Sicherheit ausgehen
können und die Wahrscheinlichkeit des einen wie des an-
deren als gleich groß zu veranschlagen ist – dann sind auch
die Chancen, die Wette zu gewinnen, wenn man auf das ei-
ne oder andere setzt, exakt gleich. Was jedoch nicht gleich
ist, so die Pointe von Pascals Überlegung, ist der jeweili-
ge Einsatz: Wer gegen die Existenz Gottes wettet, gewinnt
nichts, wenn er recht behält – verliert aber das ewige Le-
ben, wenn er falschliegt. Während der, der auf die Existenz
Gottes setzt, für den Fall, dass er die Wette verliert, nur
nichts gewinnt – und alles gewinnt, wenn er richtigliegt.

Wenn wir das dieser Wette zugrundeliegende Kalkül auf
die Frage nach dem Erfolg oder Scheitern der Flüchtlings-
integration übertragen, so ist es vernünftig, auf den Er-
folg zu setzen, weil nur dieser einen gesellschaftlichen Er-
trag hat – während der, der auf das Scheitern setzt, nichts
gewinnt, sollte er recht behalten. In diesem Fall kommt
noch hinzu, dass die Wettenden auf den Ausgang der Wet-
te selbst Einfluss nehmen, denn selbstverständlich werden
die, die auf Erfolg gesetzt haben, alles tun, um recht zu be-
halten, während die, die auf Misserfolg gesetzt haben, ver-
nünftigerweise nichts für das Eintreten desselben tun wer-
den, da die Kosten sie genauso treffen würden wie die, die
auf das Gegenteil gewettet haben. Kurz: Wer auf das Schei-
tern der Integration setzt, verliert in jedem Fall, und nur
wer auf den Erfolg setzt, hat eine Gewinnchance. In diesem
Sinne hat die nachfolgende Argumentation ein durchgängi-
ges Interesse am Erfolg, kann aber nicht grundsätzlich aus-
schließen, dass das Projekt scheitert.

Durch die Neuankömmlinge ist eine Situation entstan-
den, die, unabhängig von allem Abwägen, einen Gewinn
für unsere Gesellschaft darstellt. Das ist schon aufgrund
des Erfordernisses der Fall, über die eigene Kollektividen-
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tität neu nachzudenken und dabei zu klären, was für sie
elementar und unverzichtbar ist und was eher einer ver-
gangenen geschichtlichen Etappe angehört. Eine derarti-
ge kollektive Selbstreflexion hat, wenn sie nicht auf eine
dauerhafte Spaltung der Gesellschaft hinausläuft, die Wir-
kung eines Jungbrunnens, in dem sich eine politische Ord-
nung ihrer selbst vergewissert und sich so erneuert. Solche
Selbsterneuerungen sind sonst zumeist mit Krisen und Ka-
tastrophen verbunden, im deutschen Fall etwa mit verlore-
nen Kriegen. Es ist die Herausforderung durch das Fremde,
die gegenwärtig an deren Stelle tritt, die Beschäftigung mit
dem Anderen, aus der die Vergewisserung des Eigenen er-
wächst. Die Katastrophe der Anderen, von der die Flücht-
linge, die «Boten des Unglücks», künden, ersetzt die Erfah-
rung der eigenen Katastrophe – jedenfalls dann, wenn man
der Botschaft der Flüchtlinge nicht mit mürrischer Gleich-
gültigkeit begegnet. Es wird deswegen nachfolgend immer
auch das Fremde eine Rolle spielen: die Frage, wie mit ihm
umzugehen ist, wie viel Fremdheit wir aushalten wollen und
wo die Annährung der Fremden an unser Eigenes unver-
zichtbar ist. So hat die Debatte der zurückliegenden Mo-
nate etwa Klarheit über die individualistischen Grundlagen
unseres Rechtsverständnisses geschaffen und gezeigt, dass
dieses mit aller Entschiedenheit gegen gruppenbezogene
Sonderrechte ethnischer oder religiöser Art verteidigt wer-
den muss.

Es ist nicht so, dass die Flüchtlingskrise ein Land er-
eilt hat, das sich seiner selbst nicht sicher und von der
Herausforderung restlos überfordert war. Die deutsche Ge-
sellschaft hat den Stresstest vom Herbst 2015 durchaus
bestanden. In jedem Fall hat sie das in einer für die an-
deren Mitgliedstaaten der Europäischen Union vorbildli-
chen Form getan. Die Arbeit einiger Landesverwaltungen,
die mit der Aufnahme und Unterbringung von Flüchtlin-
gen deutlich überfordert waren, und einiger Landespoli-
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zeien, die nicht in der Lage waren, Brandanschläge auf
Flüchtlingsunterkünfte zu verhindern oder zumindest zügig
aufzuklären, überzeugt dagegen weniger. Immerhin wur-
de dadurch für die Politik erkennbar, wo Reformen von-
nöten sind oder es gar dringenden Handlungsbedarf gibt.
Die verschiedenen mit dem Zustrom der Flüchtlinge befass-
ten Ämter und Behörden haben Erfahrungen gesammelt,
die sich, wenn daraus die richtigen Schlüsse gezogen wer-
den, bei nächster Gelegenheit als wertvoll erweisen könn-
ten. Zunächst aber kommt es darauf an, bei der Integrati-
on der Neuankömmlinge einen langen Atem zu haben. Das
wird, was die Mobilisierung von Hilfsbereitschaft und En-
gagement in der Bevölkerung anlangt, sehr viel schwieri-
ger sein, als dies in der eigentlichen Situation der Ankunft
war, wo es darum ging, die Menschen erst einmal unterzu-
bringen und zu versorgen. Das härtere Stück Arbeit steht
noch bevor.

Und immer, wenn auf die bevorstehenden Mühen und
Lasten geblickt wird, taucht offen oder insgeheim die Fra-
ge auf, ob es nicht sinnvoller gewesen wäre, sich all das zu
ersparen, indem man Anfang September die Grenzen ge-
schlossen und dafür gesorgt hätte, dass die Flüchtlinge ir-
gendwo auf der Balkanroute gestoppt oder am Übersetzen
auf die griechischen Inseln gehindert worden wären. Abge-
sehen davon, dass dies zu einer humanitären Katastrophe
geführt hätte, wären so mit Sicherheit alle Erfolge zunich-
tegemacht worden, die die Europäer im zurückliegenden
Jahrzehnt bei der Befriedung des mittleren Balkans erzielt
haben. Man hätte dann fragile Staaten mit mühsam sta-
bilisierten Verhältnissen zwischen den ethnisch-religiösen
Gruppen einer Belastungsprobe ausgesetzt, die sie mit gro-
ßer Wahrscheinlichkeit nicht bestanden hätten. Was aber,
wenn die Unruhen und Bürgerkriege, die man dort notdürf-
tig beendet hat, wieder aufgeflammt wären? – Insofern hat
die Flüchtlingskrise auch die Frage aufgeworfen, wie eine
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gemeinsame Sicherheitsstrategie der EU für ihre «weiche
Flanke» im Südosten aussehen kann.

Doch kommen wir auf Deutschland zurück, auf die neuen
und die alten Deutschen und die Aufgabe, dass sie jetzt zu-
sammenfinden müssen: Die alten Deutschen sind dabei je-
ne, die an der ethnischen Geschlossenheit des Volkes hän-
gen und sich nichts anderes für die Zukunft vorstellen kön-
nen. Die neuen Deutschen sind in diesem Fall nicht die Neu-
ankömmlinge, die sich ja überhaupt noch entscheiden müs-
sen, ob sie überhaupt Deutsche werden wollen, sondern je-
ne, die auf ein weltoffenes und nicht mehr ausschließlich
ethnisch definiertes Deutschland setzen. Zwischen beiden
Seiten hat sich in der Debatte der letzten Monate eine be-
achtliche Kluft aufgetan, die wieder geschlossen werden
muss, wenn man die bevorstehenden Aufgaben bewältigen
will. Eine Grundlage dafür könnte die Einsicht sein, dass
Deutschland dauerhaft auf Zuwanderung angewiesen ist,
wenn es das bleiben möchte, was es zurzeit noch ist – so-
wohl im Hinblick auf den materiellen Wohlstand des Landes
als auch auf die Leistungsfähigkeit des Sozialstaats. Solch
eine Zuwanderung muss freilich nicht in Form kaskadenför-
miger Flüchtlingsströme auftreten – im Gegenteil: Eine ge-
regelte Zuwanderung in einer der hiesigen Aufnahmefähig-
keit angemessenen Dosierung, bei der deutsche Behörden
Einfluss auf die Auswahl der Zuwandernden haben, wür-
de sicherlich den deutschen Bedürfnissen sehr viel mehr
entsprechen. Doch diese Politik ist in den zurückliegenden
zwei Jahrzehnten, seitdem sie angezeigt war, nicht betrie-
ben worden.

Der Flüchtlingsstrom vom Herbst 2015 hat ein lange ver-
drängtes Problem auf die politische Tagesordnung gesetzt.
Dieses Problem besteht darin, dass ein demographisches
Schrumpfen ökologisch sinnvoll sein mag, aber auf sozia-
le und wirtschaftliche Verwerfungen hinausläuft, die eine
durchgeplante und durchorganisierte Gesellschaft wie die
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unsere mit ihren vergleichsweise hohen Wohlstandserwar-
tungen nicht verkraften kann. Deswegen braucht eine sol-
che Gesellschaft kontinuierlichen Zuzug. Kontinuierliche
Zuwanderung als Ausgleich für eine defizitäre biologische
Reproduktion ist nicht neu, sondern eine historische Regel:
So haben sich die großen Städte seit ihrer Entstehung in
Mesopotamien oder im Niltal mehr als ein Jahrtausend vor
Christus bis weit ins 19. Jahrhundert hinein nie selbst, also
durch ihre Geburtenrate, reproduzieren können; sie waren
stets auf Zuzug aus dem sie umgebenden Land angewiesen.
Blieb dieser Zuzug aus, schrumpften die Städte oder ver-
fielen, wie das in Nordwesteuropa im Frühmittelalter der
Fall war. Aber es war eher eine Ausnahme, dass der Zuzug
ausblieb; das Leben in den Städten war attraktiv und bot
deutlich größere Annehmlichkeiten und Aufstiegschancen
als das Leben auf dem Lande.

Das ist heute ganz ähnlich, nur dass an die Stelle von
Stadt und Land der reiche Norden und der arme Süden ge-
treten sind, in globaler Hinsicht, aber auch in Großräumen
wie der Europäischen Union. Der globale Norden ist nicht
nur reicher als der globale Süden. Er verfügt auch, wenn
man einmal vom Sonderfall Russland absieht, über politi-
sche Ordnungen mit einem hohen Grad an Freiheit und ei-
ner großen Rechtssicherheit, was in den meisten Ländern
des Südens nicht der Fall ist. Sicherlich sollte man die Ge-
genüberstellung von reichem Norden und armem Süden
nicht überzeichnen und immer im Auge behalten, dass ei-
ne historische Analogie eben nur eine Analogie ist und kei-
ne Blaupause. Aber die Ähnlichkeiten zwischen der Stadt-
Land-Beziehung in West- und Mitteleuropa vom 11. bis zum
19. Jahrhundert und den heutigen Nord-Süd-Konstellatio-
nen sind augenfällig, und man kann, wenn man will, aus
dem Vergleich einiges ziehen, um unsere Gegenwart und
ihre Herausforderungen zu analysieren.
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Freilich muss dafür zwischen einem Normalzustand und
immer wieder auftretenden Not- und Ausnahmesituationen
unterschieden werden. Hungersnöte infolge von Missern-
ten sowie Kriege und Bürgerkriege haben auch in der Ver-
gangenheit zum Anschwellen von Flüchtlingsbewegungen
geführt, und daran hat sich bis heute nichts geändert. In
solchen Konstellationen werden die normalen Migrations-
bewegungen vom Land in die Stadt überlagert; in man-
chen Fällen haben sie sich intensiviert, während sie sich
in anderen umgekehrt haben und von der Stadt aufs Land
erfolgt sind. Bei Seuchen kam es vor, dass die Menschen
aus der Stadt flüchteten, was auch bei einer absehbaren
Belagerung so sein konnte; während es hinter den Mau-
ern einer Stadt durchweg sicherer war, wenn marodierende
Soldateska und Räuberbanden durchs Land streiften. Aber
das waren, modelltheoretisch betrachtet, Sondersituatio-
nen. Die Grundkonstellation war eine kontinuierliche Bewe-
gung vom Land in die Stadt, da diese sich mit ihrer Gebur-
tenrate nicht zu reproduzieren vermochte. Auf dem Land
herrschte dagegen, von Ausnahmesituationen abgesehen,
ein Geburtenüberschuss, der, wenn er sich aufstaute, die
sozialen Verhältnisse durcheinanderbrachte. Insofern war
auch das Land auf einen kontinuierlichen Abfluss von Men-
schen angewiesen. Was wir in der Normalkonstellation be-
obachten, ist Arbeitsmigration, die durch Flüchtlingsbewe-
gungen in Ausnahmesituationen überformt wird.

Das entspricht auch der heutigen Lage, und deswe-
gen ist es sinnvoll, zwischen Arbeitsmigranten und Bürger-
kriegs- beziehungsweise Katastrophenflüchtlingen zu un-
terscheiden. Auf Erstere ist der reiche Norden angewiesen,
wobei sich der Arbeitskräftebedarf im letzten Jahrzehnt zu-
nehmend von der Industrie in den Dienstleistungsbereich
verschoben hat; Letztere hingegen sind ein periodisch auf-
tretendes Problem, und weder die Zahl noch die Fähigkei-
ten der Flüchtlinge lassen sich ohne weiteres mit den Ar-
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beitsmarktanforderungen in den aufnehmenden Ländern
in Einklang bringen. Wenn es sich nicht um ein kurzzeiti-
ges Exil handelt, sondern absehbar ist, dass die Flüchtlin-
ge für längere Zeit, womöglich dauerhaft bleiben werden,
kommt es also darauf an, beides miteinander kompatibel zu
machen: die Neuankömmlinge mit dem Arbeitsmarkt und
den Arbeitsmarkt mit den Neuankömmlingen. Modelltheo-
retisch betrachtet, stellen solche Sondersituationen eine
Irritation der normalen Arbeitsmigration dar. Diese findet
in der Regel eher stillschweigend statt, wird in Talkshows
nicht diskutiert und schafft es allenfalls als statistische Grö-
ße einmal in die Nachrichten. Regelmäßige Arbeitsmigra-
tion und kaskadenförmige Fluchtbewegungen sind in der
deutschen Debatte zuletzt durcheinandergeraten, und dazu
hat nicht zuletzt die Diskussion über religiös-konfessionel-
le Prägungen, insbesondere den Islam, beigetragen, die zu
einer Vermischung beider Bewegungen und der mit ihnen
verbundenen Folgen für die deutsche Gesellschaft geführt
hat. Um es kurz zu sagen: Die «Islamisierung» der Flücht-
lings- und Zuwanderungsdebatte hat mehr Unklarheit als
Klarheit geschaffen.

Damit soll nicht in Abrede gestellt werden, dass es Fäl-
le gibt, in denen sich der Islam bei der Integration in
die europäischen Gesellschaften als Blockade erweist, und
dass obendrein der islamistische Dschihadismus eine Be-
drohung für das Sicherheitsempfinden der Menschen in
West- und Mitteleuropa darstellt. Das zu bestreiten, wäre
töricht, und tatsächlich hat sich beides nach den Anschlä-
gen von Paris und Brüssel und den Übergriffen vornehmlich
nordafrikanischer Flüchtlinge am Kölner Hauptbahnhof in
der Silvesternacht 2015/16 mit der Debatte verbunden, wie
die Aufnahme von Flüchtlingen und ihre Integration in die
deutsche Gesellschaft vonstattengehen können. Aber damit
ist mehr aufgeregte Emotionalität als analytische Rationa-
lität in diese Debatte gekommen, und in der Folge dessen
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ist politisches Handeln schwieriger und nicht einfacher ge-
worden. Das heißt, dass auch die Versuche erschwert wur-
den, Lösungen für das Problem zu finden. Die Aufgeregt-
heit mag verständlich sein, aber zielführend ist sie nicht.
Politische Debatten sollten politisches Handeln vorbereiten
und nur ausnahmsweise als eine Variante sozialpsycholo-
gischer Problembearbeitung dienen. In diesem Sinn wird
nachfolgend versucht, die Herausforderungen überschau-
bar zu machen und mögliche Perspektiven aufzuzeigen, wie
sie zu bewältigen sind.

Schon jetzt ist ein bestimmter Vorwurf absehbar, der un-
seren Überlegungen gemacht werden dürfte: dass sie das
Problem nicht in seiner ganzen Komplexität und Vielschich-
tigkeit erfasst hätten, weil zu wenig von globaler Ausbeu-
tung, insbesondere der des Südens durch den Norden, von
den Folgen der kapitalistischen Produktionsweise, speziell
des Finanzkapitalismus, und schließlich auch vom Klima-
wandel die Rede sei. Es ist richtig, dass diese Fragen eher
gestreift oder beiläufig angesprochen werden und nicht im
Zentrum des Buches stehen. Das hat wohlbedachte Grün-
de: Es gibt eine fatale Neigung, bei der Beschreibung von
Problemen immer wieder auf Vorstellungen zurückzukom-
men, in denen alles mit allem in einer so komplexen Weise
zusammenhängt, dass es kein politisches Handeln mehr ge-
ben kann und man eigentlich in melancholische Untätigkeit
versinken müsste, wie Wagners Wotan am Ende des Rings,
der nur noch auf das Ende der Welt wartet und darauf hofft,
dass es möglichst bald eintritt. Die Beschreibung der bevor-
stehenden Katastrophe wird unter diesen Umständen zum
ästhetischen Ereignis, aus dessen Antizipation so mancher
noch einen moralischen Gewinn ziehen zu können meint.
Ein solcher Leser wird in den nachfolgenden Kapiteln nicht
auf seine Kosten kommen.

Unsere Überlegungen sind von dem theoretischen Im-
petus getragen, Komplexität zu reduzieren, um konkretes
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Handeln zu ermöglichen; und sie sind von dem praktischen
Impetus angestoßen, Lösungen für Probleme zu finden. Wir
haben deswegen ein politisches Buch geschrieben, kein er-
bauliches. Dabei sind wir von der Leitidee ausgegangen,
dass die Integration der Neuankömmlinge in die deutsche
Gesellschaft nicht durch einfache Inklusion erfolgen kann;
dass es aber genauso wenig möglich ist, die hierher Ge-
flüchteten wieder aus dieser Gesellschaft auszuschließen.
Wer meint, das Problem der Integration allein durch recht-
liche Inklusion lösen zu können, der irrt; wer meint, sich
die Mühen der Integration durch rechtlich abgesichertes
Ausschließen vom Hals schaffen zu können, der irrt nicht
minder.

Viele glauben, dass sich nichts ändern muss, damit alles
so bleibt, wie es ist. Das ist ein Irrtum: Wir müssen einiges
ändern, um auch in Zukunft so leben zu können, wie wir
uns dies in den letzten Jahrzehnten angewöhnt haben. Also
müssen wir uns jetzt überlegen, wie das Land beschaffen
sein muss, beschaffen sein soll, in dem wir auch weiterhin
dieses gute Leben führen können. Es ist ein beschwerlicher
Weg, der nun angetreten werden muss – aber wenn wir ihn
gehen, dürfte es am Ende lohnend sein.
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1. Grenzen, Ströme,
Kreisläufe – wie ordnet
sich eine Gesellschaft?
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Eine Welt in Bewegung: die
jüngsten Flüchtlingsströme

Unser Bild von einer guten Zukunft ist von zwei recht unter-
schiedlichen Vorstellungen geprägt: zunächst, dass wir ei-
nen Ort haben, an dem wir zu Hause sind, einen Raum, der
Sicherheit bietet; dass wir uns also in einer sozialen Um-
gebung bewegen, die uns vertraut ist und auf die wir uns,
falls erforderlich, verlassen können. Nennen wir das Hei-
mat, und zwar in dem von dem Philosophen Ernst Bloch vor-
geschlagenen Sinn: ein Raum, den wir als Ort einer gebor-
genen Kindheit erinnern und von dem wir gleichzeitig wis-
sen, dass unsere Erinnerung mit Wünschen und Hoffnun-
gen durchsetzt ist, die weit über das hinausgehen, was wir
tatsächlich erfahren haben. Heimat ist erinnerte Zukunft,
eine Vorstellung, in der Erfahrung und Phantasma ineinan-
der übergehen. Das verleiht ihr einen ebenso appellativen
wie melancholischen Charakter.

Zugleich stellen wir uns die gute Zukunft als ein Leben
vor, bei dem wir an keinen Ort dauerhaft gebunden sind,
also nach Belieben reisen und die Welt erkunden können,
bei dem wir die Orte, an denen wir uns aufhalten, gemäß
den jeweiligen Vorlieben wechseln können – sei es, weil wir
uns der vermeintlichen Langeweile und Tristesse des Blei-
bens entziehen wollen, sei es, weil wir andernorts bessere
Möglichkeiten beruflichen Fortkommens oder persönlichen
Glücks zu finden glauben. Was früher das für Not- und Aus-
nahmefälle gedachte ius emigrandi, das Recht der Auswan-
derung, war, ist heute zu einer verbreiteten Praxis der Le-
bensgestaltung geworden. In der Vorstellung eines guten
Lebens sind die Imaginationen von Sicherheit und Freiheit
miteinander verbunden, und diese Verbindung ist für uns
essenziell, denn ohne das Eine ist das Andere nichts oder
doch sehr viel weniger wert.2
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Für die meisten Menschen der nördlichen Hemisphäre
ist ein Leben, das diese beiden scheinbar konträren Vor-
stellungen vereint, tendenziell möglich: Sie haben ein Haus
oder eine Wohnung, machen regelmäßig Urlaub und nut-
zen dies, um «die Welt» zu sehen; sie können sich frei ent-
scheiden, ob sie an einem vertrauten Ort auf Dauer bleiben
oder räumlich mobil sein wollen. Sie leben in einer Welt, in
der das Stationäre und das Mobile, das Feste und das Flui-
de so miteinander verbunden sind, dass sie Wahlmöglich-
keit und Entscheidungsfreiheit haben. Zu dieser Freiheit
gehört, dass man selbst festlegt, ob, wann und in welchem
Umfang man von den Alternativen des Stationären und Mo-
bilen Gebrauch macht und die erforderlichen Anstrengun-
gen unternimmt. Auch wenn das nicht für alle Menschen
des reichen Nordens in gleichem Maße gilt und das Aus-
maß, in dem diese Freiheit in Anspruch genommen wer-
den kann, zumeist von Einkommen und Vermögen abhängt,
ist die Freiheit des individuell verfügbaren Arrangements
von Ortsfestigkeit und Ortswechsel doch ein wesentliches
Merkmal der offenen Gesellschaft. Eine offene Gesellschaft
ist der Ermöglichungsrahmen eines guten Lebens.

Gleiches gilt für die meisten Menschen des globalen Sü-
dens nicht. Sie haben keine Perspektive einer beruflichen
Karriere durch Ortswechsel, leben nicht selten unter Regi-
men, die sie mit Zwang in einem bestimmten Raum festhal-
ten oder aber alles daransetzen, sie aus dem Raum, in dem
sie bislang gelebt haben, zu vertreiben, wobei sie oft nicht
mehr zu retten vermögen als das nackte Leben.3 Lebens-
lange Ortsgebundenheit und massenhafte Flucht stehen in
vielen Gesellschaften des globalen Südens unmittelbar ne-
beneinander. Freiheit ist hier – nicht überall, aber doch vie-
lerorts – auf den individuellen Entschluss beschränkt zu mi-
grieren.4 Aber das ist kein Entschluss, der nach Belieben
umkehrbar ist; diejenigen, die sich auf den Weg machen,
tun dies in dem Bewusstsein, dass es für sie keine Rück-
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kehr gibt beziehungsweise dass jede Form von Rückkehr
auf das Eingeständnis eines Scheiterns hinausläuft, nach-
dem die Familie zuvor alle verfügbaren Ressourcen aufge-
bracht hat, um dem Betreffenden den Aufbruch in eine bes-
sere Welt zu ermöglichen.

Das erklärt die große Risikobereitschaft der Migranten
bei dem Versuch, nach Europa zu kommen. Oft erwächst
Migration tatsächlich aus einer freien Entscheidung, als
Einzelner oder in einer kleinen Gruppe ein besseres Le-
ben zu suchen. In einer wachsenden Zahl von Fällen bleibt
großen Bevölkerungsgruppen infolge von Hungerkatastro-
phen und Bürgerkriegen freilich gar nichts anderes übrig,
als sich auf die Flucht zu begeben, wenn sie nicht ster-
ben wollen – wohin auch immer, nur weg aus den Räumen,
die im buchstäblichen Sinn zu Todeszonen geworden sind.
Das ist zwar auch eine Entscheidung, sie lässt sich aber
kaum als Entscheidung aus freien Stücken bezeichnen. Im
ersten Fall dominieren die Pull-Faktoren, die Aussicht auf
ein besseres Leben in Ländern, die man sich als Zielgebiet
der Wanderung ausgesucht hat; in letzterem hingegen die
Push-Faktoren, die Ursachen, die dazu nötigen, die ange-
stammte Heimat zu verlassen. Sicher verbinden sich in je-
dem Entschluss zur Migration Push- und Pull-Faktoren mit-
einander, aber ihre Anteile sind so unterschiedlich gewich-
tet, dass man es mit zwei Gruppen von Migranten zu tun
hat. Bevor man den Unterschied zwischen beiden Gruppen
aber zu groß macht und essenzialisiert – etwa in der Ge-
genüberstellung von «Wirtschaftsmigranten» und «Bürger-
kriegsflüchtlingen» – , sollte man im Auge behalten, dass es
auch für die meist kein Zurück mehr gibt, die ihr Land aus
freien Stücken verlassen haben. Je länger der Weg ist, den
man hinter sich gebracht hat, desto schwerer fällt der Ent-
schluss zurückzukehren. Das muss eine Politik bedenken,
die Flüchtlingsrouten sperrt und mit Appellen versucht, die
Flüchtlinge zur Umkehr zu bewegen.
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Wer sich aus mehr oder weniger freien Stücken ent-
schieden hat zu migrieren, sucht ein besseres Leben, und
meistens ist das Ziel ein Land des reichen Nordens; im
Fall der Afrikaner sind das West- und Nordeuropa, bei den
Mittelamerikanern die USA oder Kanada.5 Die Länder des
Nordens jedoch sind angesichts ihrer Aufnahmekapazitä-
ten und ihres tatsächlichen Arbeitsbedarfs bestrebt, die Ar-
mutsmigranten «draußen» zu halten, zumal diese in der
Regel nicht die erforderliche Qualifikation mitbringen, um
auf dem Arbeitsmarkt ihres Ziellandes reüssieren zu kön-
nen; die Länder errichten zu diesem Zweck Grenzzäune und
Sicherungssysteme, die dafür sorgen sollen, dass Migran-
ten keinen Zugang zu den Räumen einer relativ freien Le-
bensgestaltung finden. Die Logik dahinter lautet: Um unse-
re Freiheit und den für deren Genuss erforderlichen Wohl-
stand zu bewahren, ist es erforderlich, dass der Zustrom
von Menschen aus dem globalen Süden begrenzt bleibt,
dass die Aufnahmeländer sich zumindest aussuchen kön-
nen, wem sie Zutritt gewähren und wem nicht, und dabei
die aus ihrer Sicht Bestgeeigneten auswählen. Auf diese
Weise wollen die Länder des Nordens verhindern, dass ein
Sogeffekt entsteht, der das für sie verkraftbare Hereintröp-
feln von Migranten in einen breiten Zustrom verwandelt.
Mehr noch: sie wollen das Hereintröpfeln durch ein Her-
auspicken ersetzen. Diese Politik folgt einer Logik der Indi-
vidualisierung, die durchaus zu den Grundsätzen einer of-
fenen Gesellschaft gehört; sie weist in normativer Hinsicht
jedoch den Makel auf, dass sie Freiheit und Sicherheit in
Gestalt eines individuellen Arrangements den Bewohnern
des reichen Nordens vorbehält und die Menschen des glo-
balen Südens von einer solchen Möglichkeit ausschließt.
Für die Menschen des Nordens ist das, wenn überhaupt, ein
moralisches Problem, das ihnen gelegentlich ein schlechtes
Gewissen verursacht; für die Menschen des Südens ist es
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dagegen ein existenzielles Problem, bei dem es nicht selten
um Leben und Tod geht.

Solche Systeme von Inklusion und Exklusion sind nicht
neu, sondern folgen dem seit jeher genutzten Modell von
«Drinnen» und «Draußen». Die Ordnung von Zugehörigkeit
und Ausschluss ist indes zum Problem geworden, seit die
Universalität von Normen zum Selbstverständnis der offe-
nen Gesellschaften gehört, also, um einen Zeitraum zu nen-
nen, seit der Mitte des 20. Jahrhunderts, seit Verkündung
der UN-Charta im Jahre 1945 und der Inkraftsetzung der
Genfer Flüchtlingskonvention von 1951, und überhaupt seit
der allmählichen Auflösung der Vorstellung, wonach die
Verschiedenheit der «Rassen» oder Ethnien eine legitime
Begründung für ein prinzipiell unterschiedliches Leben sei.
Seitdem ist begründungsbedürftig, weshalb Freiheit und
Wohlstand de facto Privilegien des weißen Mannes (und
der weißen Frau) sein und die Menschen des globalen Sü-
dens in ihrer überwiegenden Mehrheit davon ausgeschlos-
sen werden sollen. Über ein halbes Jahrhundert hat das
entwicklungspolitische Versprechen des Nordens dazu ge-
dient, dieses Problem zu entschärfen; es stellte Armut und
Unterdrückung in der südlichen Hemisphäre als ein zeitlich
begrenztes Problem dar, das durch die materielle Hilfe des
Nordens Jahr für Jahr kleiner werde, um schließlich gänz-
lich zu verschwinden. Die Zeit sollte, so das sozioökonomi-
sche Entwicklungsparadigma, die Unterschiedlichkeit der
Räume allmählich in eine Welt der gleichen Chancen über-
führen.

Wie begründet auch immer die damit verbundenen Hoff-
nungen und Erwartungen gewesen sein mögen – sie haben
zunächst einmal das Normproblem relativiert, indem sie
es als einen befristeten Entwicklungsabstand dargestellt
haben. Gleichzeitig hat dieses Versprechen in der südli-
chen Hemisphäre die Vorstellung gestützt, es werde mög-
lich sein, durch eine forcierte Entwicklung, bei der man
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sich bis 1989/90 entweder am kapitalistischen Westen oder
am sozialistischen Osten orientierte, den Rückstand Schritt
für Schritt zu verkleinern. Die Option, als Einzelner oder in
kleinen Gruppen in den Norden zu wandern, wurde über-
wölbt von der Erwartung, der Süden könne es als Ganzes
schaffen, auf das Niveau des Nordens zu kommen oder sich
dem zumindest anzunähern. Diese Vorstellung hat, seitdem
die ökologischen Grenzen des Wachstums Thema wurden,
an Überzeugungskraft verloren. In den zur Jahrtausend-
wende formulierten Millenniumszielen der Vereinten Na-
tionen ist sie noch einmal öffentlichkeitswirksam bekräftigt
worden, hat aber seither immer mehr an Bindekraft einge-
büßt; die wachsende Zahl derer, die sich in den letzten Jah-
ren aus Afrika auf den Weg gemacht haben, um irgendwie
nach Europa zu kommen, ist ein Indikator dafür, dass viele
nicht mehr an das Entwicklungsversprechen glauben.

Die angestrebte Reduzierung der zuletzt immer stärker
angewachsenen Flüchtlingsströme nach Europa setzt somit
voraus, dass die Entwicklungsperspektiven der nordafrika-
nischen Länder – von Marokko über Algerien bis Tunesien –
sowie der subsaharischen Länder – von den Krisenstaaten
Westafrikas über Mali, Nigeria, Kamerun und Burkina Fa-
so bis Somalia und Eritrea – deutlich verbessert werden,
und zwar so weit, dass sich für die potenziellen Migranten
beim Abwägen zwischen Gehen oder Bleiben die Gewich-
te wieder zugunsten des Bleibens verschieben. Auf diese
Herausforderung müssen die Europäer eine überzeugende
Antwort finden, wenn die Ströme der Armutsmigranten in
den nächsten Jahren nicht auf dem aktuellen Niveau blei-
ben oder noch weiter anschwellen sollen. Doch selbst wenn
das gelingt, wäre dies eher mittel- als kurzfristig wirksam.

Zur schwindenden Bindekraft des Entwicklungsverspre-
chens kamen seit den 1990er Jahren noch die neuen Kom-
munikations- und Informationstechnologien hinzu, die das
gute Leben im Norden – häufig in erheblich überzeichneter
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Form – sichtbar gemacht und das Problem der unterschied-
lichen Lebensstandards in der nördlichen und der südli-
chen Hemisphäre erheblich zugespitzt haben. Das lässt sich
nicht mehr rückgängig machen. Und ebenso wenig lässt
sich rückgängig machen, dass die Flüchtlingsbewegungen
durch den Gebrauch von Handys effektiv koordiniert und
schnell dirigiert werden können.

Von den Migranten, die aufbrechen, um ein besseres Le-
ben zu suchen, und im weiteren Sinn eine freie Entschei-
dung getroffen haben, sind die zu unterscheiden, die ih-
ren Herkunftsort verlassen, weil Hungerkatastrophen ih-
nen kaum eine andere Wahl lassen oder Bürgerkriege und
Gewaltstrukturen sie zur Flucht nötigen.6 Auch sie haben
eine Entscheidung getroffen, die in Anbetracht der Um-
stände aber nicht als frei bezeichnet werden kann, inso-
fern es ihnen nicht um ein besseres Leben, sondern ums
bloße Überleben geht. In der Regel versuchen die Flüch-
tenden zunächst nur, dem unmittelbaren Kriegsgebiet, der
Kampfzone, zu entkommen, und dabei suchen sie Zuflucht
in den Teilen ihres Landes, wo (noch) nicht gekämpft wird.
Erst wenn das nicht mehr möglich ist, weil das gesam-
te Land zum Kriegsgebiet geworden oder die Versorgung
der Flüchtlinge zusammengebrochen ist, verlassen sie ihr
Land. Doch auch dann bleiben die meisten von ihnen in des-
sen unmittelbarer Umgebung und suchen Zuflucht in den
von den Vereinten Nationen oder humanitären Hilfsorgani-
sationen «heimatnah» betriebenen Flüchtlingslagern. Das
«größte Flüchtlingslager der Welt», das zu einer Großstadt
mit bald einer halben Million Bewohner angewachsene La-
ger Dadaab an der kenianischen Grenze zu Somalia, ist da-
für ein Beispiel.7 Dasselbe zeigt sich auch im syrischen Bür-
gerkrieg, wo die überwiegende Mehrheit der Menschen,
die auf der Flucht sind, sich entweder noch im eigenen Land
aufhält oder in einem der großen Flüchtlingslager in Jorda-
nien, dem Libanon oder der Türkei untergekommen ist. Die

26



Fliehenden tun das in der Erwartung, dass der Bürgerkrieg
in absehbarer Zeit endet und sie dann wieder in ihre ange-
stammten Wohnorte zurückkehren können. Erst wenn die
Lage in den Flüchtlingslagern infolge einer sich verschlech-
ternden Versorgung durch das Hilfswerk der Vereinten Na-
tionen unerträglich wird oder die Aussicht auf Rückkehr
von Monat zu Monat und schließlich Jahr zu Jahr immer wei-
ter schwindet, entschließen sich die Menschen, den Weg
nach West- und Nordeuropa zu wagen, um dort – womög-
lich – eine neue Heimat zu finden.

Die Stärke des Flüchtlingsstroms wächst in diesem Fall
also mit der Perspektivlosigkeit in den Lagern und der
Dauer des Bürgerkriegs. Wollen die Zielländer die auf die-
se Weise entstehenden Flüchtlingsströme begrenzen oder
verkleinern, so müssen sie das Versorgungsniveau in den
heimatnahen Flüchtlingslagern verbessern und sich um ei-
ne Beendigung des Bürgerkriegs bemühen. Im Unterschied
zur Armutsmigration können politische Maßnahmen und
wirtschaftliche Hilfsleistungen hier durchaus kurzfristige
Wirkung zeitigen, und sie tun das umso mehr, je früher
sie erfolgen und je konsequenter sie beibehalten werden.
Hat hingegen eine kontinuierliche Verschlechterung der
Lebensbedingungen in den Lagern erst einmal eingesetzt
und sind die Flüchtlinge hinsichtlich der baldigen Rückkehr
in ihre Heimat desillusioniert, ist es nur noch schwer mög-
lich, diesen Prozess zu stoppen. Versäumnisse lassen sich
dann nicht mehr nachholen und Fehler kaum noch ausbü-
geln.

Bei einer ersten, noch ganz vorläufigen Inaugenschein-
nahme des Problems zeigt sich, dass die Länder des reichen
Nordens erhebliche finanzielle Mittel aufwenden und große
politische Anstrengungen unternehmen müssen, wenn sie
die Flüchtlingsströme von Süden nach Norden begrenzen
und wieder unter Kontrolle bringen wollen. Dafür werden
verschärfte Grenzsicherungsanlagen nicht genügen, nicht
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in humanitärer, aber auch nicht in politisch-operativer Hin-
sicht: Grenzsicherung, in welcher Form auch immer, ist
nämlich defensiv, und bloße Defensive wird nicht ausrei-
chen, um die Herausforderung zu bewältigen. Das schließt
deren Erfordernis nicht von vornherein aus. «Wenn Men-
schen mit einer liberalen Haltung», schreibt der niederlän-
dische Soziologe Paul Scheffer, «nicht über Grenzen nach-
denken wollen, dann ziehen am Ende Menschen mit autori-
tären Einstellungen die Grenzen.»8 Das ist sicherlich rich-
tig. Aber letzten Endes wird alles davon abhängen, dass
die Länder der südlichen Hemisphäre sozial und wirtschaft-
lich stabilisiert werden. Das wiederum wird auf einen kon-
tinuierlichen Transfer von Finanzmitteln hinauslaufen. Das
Problem dabei ist freilich, dass viele Transfers der Ver-
gangenheit keineswegs die allgemeinen Lebensbedingun-
gen in den Ländern des Südens verbessert haben, sondern
in den Taschen der dortigen Eliten oder einzelner Bürger-
kriegsparteien gelandet sind. Die Finanztransfers müssen
also mit einer nachhaltigen Veränderung der politischen
Konstellationen in den Empfängerländern verbunden sein,
wenn sie die angestrebte Wirkung entfalten sollen. Das ist
leicht gesagt, aber dafür, wie es erreicht werden kann, fehlt
nach dem Scheitern des amerikanischen Transformations-
projekts im Irak und auch nach dem Fehlschlag des «arabi-
schen Frühlings»9 eigentlich jedes Konzept.

[...]
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Endnoten
1 Brecht, «Die Landschaft des Exils»; in: ders., Gesam-
melte Gedichte, Frankfurt am Main 1976, Bd. 3, S. 831.
2 Dazu Herfried Münkler, «Sicherheit und Freiheit», S. 
13 ff.
3 Der von Giorgio Agamben in dem Buch Homo sacer
für die Häftlinge in den Lagern totalitärer Regime neu ge-
prägte römische Begriff des homo sacer ist heute auf die
Flüchtlinge anzuwenden. Homo sacer wird von Agamben
definiert als der Mensch, der getötet werden kann, aber
nicht geopfert werden darf, dessen Leben also für die Ge-
meinschaft keinen Wert hat.
4 Auch wenn Katja Kipping den Titel ihres Buches Wer
flüchtet schon freiwillig bewusst als Frage ohne Fragezei-
chen formuliert, ist die Entscheidung, zu fliehen oder zu
migrieren, doch eine freie. Andernfalls müsste man von
Deportation sprechen.
5 Die mitunter völlig illusionären Vorstellungen, die Mi-
granten am Grenzzaun der spanischen Enklaven Ceuta
und Melilla von einem Leben in Europa haben, sind be-
schrieben bei Hackensberger, «Der Tod als Waffe»: Je
größer die Erwartung, was ein gutes Leben in Europa be-
trifft, desto größer die Bereitschaft, dafür unkalkulierbare
Risiken einzugehen, den Tod eingeschlossen.
6 Die historischen Analysen der Migrationsforschung
zeigen eine größere Komplexität der Migrationsursa-
chen (vgl. Bade, Europa in Bewegung, insbes. S. 85 ff. und
233 ff., Hoerder, Geschichte der deutschen Migration, S. 
20 – 32, sowie Oltmer, Globale Migration, S. 14 – 32); für
das hier behandelte Problem genügt zunächst jedoch die
Unterscheidung zwischen einer wesentlich aus freiem
Entschluss erfolgenden Migration und einer unter dem
«Zwang der Umstände» erfolgenden Flucht.
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